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Bericht 

des Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) 
gemäß § 96 der Geschäftsordnung 


zu dem Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 
- Drucksachen 13/3698, 13/3914- 


Entwurf eines Gesetzes zur Förderung der beruflichen Aufstiegsfortbildung 
(Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz - AFBG) 


Bericht der Abgeordneten Karl Diller, Steffen Kampeter, Kristin Heyne 
und Jürgen Koppeiin 


Mit dem Gesetzentwurf ist beabsichtigt, die von der 
Bundesregierung in ihrem „Bericht über die Mög- 
lichkeiten einer Erhöhung der Bedarfssätze nach 
dem Bundesausbildungsförderungsgesetz im Jahr 
1995 sowie über Änderungsbedarf im Recht der Aus- 
büdungsförderung unter Einbeziehung der beruf- 
hchen Aufstiegsfortbüdung" (BAföG -Bericht) an den 
Deutschen Bundestag erarbeitete Konzeption umzu- 
setzen. 

Der Gesetzentwurf sieht die Förderung einer Teil- 
nahme an Bildungsmaßnahmen vor, die nach einer 
beruflichen Erstausbildung auf eine herausgehobene 
Berufstätigkeit beispielsweise als selbständiger Hand- 
werksmeister oder mittlere Führungskraft in einem 
Betrieb vorbereiten. Auf die Förderung einer beruf- 
üchen Aufstiegsfortbildung ist nach Maßgabe des 
Gesetzentwurfs ein Rechtsanspruch vorgesehen. Die 
Förderung soll die Teilnahme an Vollzeit- und Teü- 
zeitmaßnahmen der beruflichen Aufstiegsfortbildung 
ermöghchen. Bei Vollzeitmaßnahmen soll die Förde- 
rung Beiträge zu den Kosten des Lebensunterhalts 
und der Fortbildungsmaßnahme sowie der Kinderbe- 
treuung umfassen. Während einer Teilzeitmaßnahme 
sind ausschließhch Förderungsleistungen zu den 
Maßnahmenkosten und den notwendigen Kosten der 
Kinderbetreuung vorgesehen, da davon ausgegan- 
gen wird, daß der Lebensunterhalt in der Regel aus 
Erwerbseinkommen bestritten werden kann. Die ein- 


zelnen, einkommensabhängigen Förderungsbeiträge 
sind zum Teil als Zuschuß und zum anderen Teil 
über ein zunächst zinsfreies und später zinsgünsti- 
ges Bankdarlehen finanziert. 

Die mit dem Gesetzentwurf verbundenen Ausgaben, 
einschließüch der Erstattungen an die Deutsche 
Ausgleichsbank nach § 14 Abs. 2 und 3, werden 
vom Bund zu 75,1 v. H. und von den Ländern zu 
24,9 V. H. getragen. Die Deutsche Ausgleichsbank 
führt 24,9 v. H. des von ihr nach § 18 für den Bund 
eingezogenen Darlehensbeitrages an das Land ab, in 
dem der Darlehensnehmer seinen Wohnsitz hat. 

Über den Gesetzentwurf hinausgehend hat der 
federführende Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, 
Forschung, Technologie und Technikfolgenabschät- 
zung einige Änderungen beschlossen. So wird u. a. 
die Aufteilung der Zweckkosten auf Bund und Län- 
der neu dergestalt geregelt, daß die Ausgaben nach 
diesem Gesetz, einschließlich der Erstattung an die 
Deutsche Ausgleichsbank nach § 14 Abs. 2, vom 
Bund zu 78 v. H. und von den Ländern zu 22 v. H. ge- 
tragen werden. 

Ferner wird klargestellt, daß sich diese Aufteüung 
nicht auf die bei Bund und Ländern entstehenden 
Verwaltungskosten bezieht. Weiterhin führt die 
Deutsche Ausgleichsbank nunmehr 22 v. H. des von 
ihr nach § 18 für den Bund eingezogenen Darlehens- 
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Beitrages an das Land ab, in dem der Darlehensneh- 
mer seinen Wohnsitz hat. 

Die Finanzplanung des Bundes für die Folgejahre ist 
entsprechend fortzuschreiben. 

Der Gesetzentwurf ist mit der Häushaltslage des 
Bundes vereinbar. 

Dieser Bericht wird unter dem Vorbehalt erteilt, daß 
der federführende Ausschuß für Büdung, Wissen- 
schaft, Forschung, Technologie und Technikfolgen- 
abschätzung keine Änderungen mit wesentlichen 
haushaltsmäßigen Auswirkungen empfiehlt. 


Bonn, den 28. Februar 1996 
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